Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 4352 


Große Anfrage 

der Abgeordneten Dannemann, Dr. Frey, Tobaben, 
Lampl, HoiTmann (Lindlar) und Genossen 

betr. Rapsbeimischung und Verrechnung. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Warum wurde die Rechtsverordnung über die Beimischungs- 
pflicht erst zum 1. März 1953 in Kraft gesetzt, obwohl ein ent- 
sprechender Bundestagsbeschluß bereits im Juli 1952 erfolgte? 

2. Warum wurde die Durchführung der Beimischung ab 1. März 1953 
bisher nicht durchgesetzt, so daß bis heute nur unbedeutende 
Mengen Rüböl von der Margarine-Industrie aufgenommen worden 
sind? Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um eine glatte 
Aufnahme der monatlich beizumischenden Rübölmengen in 
Zukunft sicherzustellen? 

3. Welche Sondereinnahmen sind der Margarine-Industrie aus der 
Margarine-Subventionierung zugeflossen ? 

a) aus der Verwertung der am 1. Februar 1951 vorhanden ge- 
gewesenen Bestände und alten Kontrakte, die trotz günstigerer 
Einstandspreise zu wesentlich höheren Agreement-Preisen 
subventioniert wurden, 

b) aus der Bewertung der rechnerischen Unterdeckung per 
30. Juni 1951 zu den höheren Agreement-Preisen der X. Phase 
gegenüber den effektiven Wiederbeschaffungspreisen, 

c) aus der nachträglichen Ausdehnung der Subventionierung auf 
die Zeit vom 1. Juli bis 14. September 1951, trotzdem eine 
rechtliche Verpflichtung hierzu nicht bestand? 

Welche Vorteile entstehen der Margarine-Industrie aus der 
Tatsache, daß sie trotz „freier Preisbildung” in dieser Zeit 
eine Sicherung ihrer Höchstverarbeitungsspanne durchsetzen 
konnte, indem sie höhere RohstoflFkosten, die sie auf eigenes 
Risiko hätte nehmen müssen, als Subventionsforderungen für 
gewährte Preisnachlässe im freien Wettbewerb durchsetzen 
konnte? 

4. Warum ist die Finalabrechnung nach fast zwei Jahren nodi nidit 
zum Abschluß gebracht worden, obwohl bereits 1951 mit Sicher- 
heit zu erwarten war, daß eine Finalabrechnung größere Rück- 
zahlungen der Industrie zur Folge haben müßte? 

5. In welchem Umfange ist die Margarine-Industrie jetzt der ihr 
gestellten Fristsetzung (30. April 1953) nachgekommen? Mit 
welchen Zahlungen und Rückzahlungen aus der Finalabrechnung 
der Margarine-Industrie kann von der Regierung gerechnet werden 
aufgrund ihrer eingegangeneii Verpflichtungen (Erklärung vom 
23. Juni 1951) und der späteren Erlasse? 
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6. Aus welchen Gründen ist die Ölmühlen-Industrie bisher nicht 
zur Vorlage der Finalabrechnung aufgefordert worden? Mit 
welchen Zahlungen und Rückzahlungen aus der Finalabrechnung 
der Ölmühlen-Industrie kann von der Regierung gerechnet werden 
aufgrund ihrer eingegangenen Verpflichtungen (Erklärung vom 
23. Juni 1951) und der späteren Erlasse? 

7. a)Ist die Regierung der Ansicht, daß die Auswirkung der Final- 

abrechnung es der Margarine-Industrie wirtschaftlich unmöglich 
macht, dem Beimischungszwang zu entsprechen? 

b) Ist die Regierung der Meinung, daß die Margarine-Industrie 
die Preiserhöhung, die sich aus dem ßeimischungszwang ergibt, 
auf den Verbraucher-Preis nicht abwälzen kann? 

c) Ist vielmehr die Regierung der Ansicht, daß der Margarine- 
Industrie aus den wirtschaftlichen Vorteilen der Subventio- 
nierung und der Möglichkeit der Abwälzung auf den Ver- 
braucher-Preis die Beimischung durchaus zuzumuten ist, ohne 
däß sie dadurch in ihrer Existenz gefährdet wird oder die 
Verbraucherpreise für die arbeitende Bevölkerung um ein un- 
tragbares Maß erhöht werden? 

d) Ist die Regierung nicht auch der Ansicht, daß es volkswirt- 
schaftlich gesehen viel richtiger wäre, wenn das Zugabe- und 
Reklamewesen der Margarine-Industrie, das schon ein uner- 
trägliches Maß zu Lasten des Margarinepreises und damit der 
werktätigen Bevölkerung angenommen hat, zu Gunsten des 
Rüböl-Beimischungszwanges, d. h. der Landwirtschaft bis auf 
ein vernünftiges Maß beseitigt wird? 

e) Ist die Regierung gegebenenfalls bereit, die aus der Final- 
abrechnung zurückfließenden Beträge für die gleiche zweck- 
gebundene Verbilligung des beizumischenden Rüböles wieder 
zur Verfügung zu stellen und, soweit sie für die Beimischung 
nicht benötigt werden, sie einzusetzen für die Sicherung der 
Fett- und Futtermittelversorgung der werktätigen Bevölkerung 
und der Landwirtschaft durch die deutsche Ölmühlen-Industrie? 

8. Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu ergreifen, 
um den durch Rechtsverordnung für die in Kürze zu erwartende 
neue Rapsernte garantierten Erzeugerpreis von 750,- DM je to 
zu gewährleisten, damit nicht wieder die gleichen Schwierig- 
keiten wie in den Vorjahren auftreten? 
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